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Medienförderung ist unter Dach und Fach
Die künftige Medienförderung ist 
nach zähem Ringen unter Dach 
und Fach. Während sieben  
Jahren werden die Medien in der 
Schweiz direkt und indirekt mit 
120 Millionen Franken mehr 
 gefördert als bisher.

Der Nationalrat hat am Mittwoch die 
letzte Differenz mit dem Ständerat bei-
gelegt. Er stimmte dem Antrag der Ei-
nigungskonferenz mit 130 zu 46 Stim-
men bei einer Enthaltung zu. Für die 
Gebührenanteile für konzessionierte 
private Veranstalter gilt demnach eine 
Bandbreite von sechs bis acht Prozent. 
Heute sind es vier bis sechs Prozent. Der 
Ständerat ist am Dienstag dem National-
rat gefolgt. Das Geschäft ist bereit für die 
Schlussabstimmung am Freitag.

Die Medien sollten mit der Bundes-
hilfe tragfähige Modelle in den kom-
menden Jahren aufbauen können, be-
tonte Medienministerin Simonetta 
Sommaruga im Rahmen der zahlrei-
chen Debatten wiederholt. Es bleibe 
aufwendig, journalistische Inhalte zu 
produzieren – egal, ob sie in der Zeitung 
gedruckt oder online gestellt würden. 
Die Corona-Pandemie habe den Struk-
turwandel in der Medienbranche wei-
ter beschleunigt.

Das Paket umfasst Änderungen im 
Postgesetz, im Bundesgesetz über Radio 
und Fernsehen (RTVG) sowie ein neues 
Bundesgesetz über die Förderung von 
Onlinemedien. Grundsätzlichen Wi-
derstand gegen den Ausbau der Me-
dienförderung gab es nur von der SVP. 
Die neuen Regelungen gelten für sie-
ben Jahre. Nach vier Jahren sollen die 
Auswirkungen evaluiert werden. Diese 
Fristen sind ein Kompromiss. Der Na-
tionalrat wollte nur fünf Jahre unter-
stützen, der Ständerat zehn.

Früh- und Sonntagszustellung
40 Millionen Franken zusätzlich flies-
sen durch die indirekte Medienför-
derung in die Früh- und Sonntags-
zustellung von Printmedien. Zudem 
werden die Beiträge an die Ermässigung 
der Post-Zustelltarife für abonnierte 
Zeitungen von 30 auf 50 Millionen 
Franken erhöht. Von beiden Mass-
nahmen profitieren insbesondere die 

grossen Verlage. 30 statt 20 Millionen 
gibt es neu für die Mitgliedschafts- und 
Stiftungspresse. Weitere rund 20 Mil-
lionen Franken hat das Parlament für 
Fördermassnahmen zugunsten des ge-
samten Mediensystems bewilligt. Die 
Gesamtkosten in diesem Bereich be-
tragen nun 30 Millionen Franken. Da-
runter fallen unter anderem die Unter-
stützung für die Ausbildung in 
Journalistenschulen und Medienhäu-
sern und für Nachrichtenagenturen. Fi-
nanziert werden können mit den ge-
sprochenen Mitteln auch IT-Projekte.

Förderung der Onlinemedien
Erstmals gefördert werden die Online-
medien. Ein erneuter Angriff auf die 

Förderung der Onlinemedien im Stän-
derat scheiterte in der Sommersession 
klar. Damit ist ein allfälliges Referen-
dum nur gegen das gesamte Medienför-
derungspaket möglich. Eine Teilung 
der Vorlage hatten die Räte gegen den 
Willen von SVP und FDP abgelehnt. 
Für die Onlinemedien stehen gemäss 
den Beschlüssen jährlich 30 Millionen 
Franken zur Verfügung.

Dabei sollen diese mit maximal 60 
Prozent ihres anrechenbaren Umsatzes 
entschädigt werden. Der Ständerat hat 
sich in dieser Frage dem Nationalrat an-
geschlossen. Auch Start-ups sollen im 
Onlinebereich gefördert werden kön-
nen. Der Ständerat gab in dieser Frage 
ebenfalls dem Nationalrat nach.

Mit 120 Millionen Franken werden Schweizer Medien in den nächsten sieben Jahren vom Bund mehr gefördert als bisher. Foto: Daniel Zaugg

Unnachgiebig bis zum Schluss zeigte 
sich der Nationalrat bezüglich des On-
lineangebotes der SRG. Er wollte es wei-
ter einschränken, um die Privaten 
nicht übermässig zu konkurrenzieren. 
Die bereits geltende Beschränkung für 
Onlinetexte auf tausend Zeichen in der 
Konzession sei nicht ausreichend. Tex-
te sollen nur noch zulässig sein, «sofern 
ein zeitlich und thematisch direkter 
Sendungsbezug besteht». Der Ständerat 
beharrte indes auf der geltenden Re-
gelung gemäss Konzession und setzte 
sich am Schluss durch.

Referendumsdrohung in der Luft
Bei der Beitragsberechtigung für die 
Aus- und Weiterbildung von Journalis-

ten ist der Ständerat dem Nationalrat 
gefolgt. Die Zertifikate und Diplome 
müssen von der Branche anerkannt 
sein. Die Forderung nach einem Hoch-
schulniveau der Abschlüsse wurde vom 
Ständerat fallen gelassen.

Die neuen Bestimmungen dürften 
frühestens 2023 in Kraft treten, rund 
ein Jahr später als ursprünglich ge-
plant. Das letzte Wort zum Ausbau der 
Medienförderung könnte allerdings 
das Stimmvolk haben. Der Verein 
«Freunde der Verfassung» liebäugelt 
mit dem Referendum gegen die Vor-
lage. Er sieht die Unabhängigkeit der 
Medien infrage gestellt, wenn die staat-
liche Unterstützung immer grösser 
wird.  (sda)

Manifest zur Stärkung der Sprachgemeinschaften
Graubünden Die Deputazione grigio-
nitaliana del Gran Consiglio (DGI) und 
die Gruppa rumantscha dal Cussegl 
grond (GrCg) haben ein Manifest für 
den zukünftigen Umgang mit den Kan-

w
S
P
d
n
v
K
u
u
V
s

Campingurlaub boomt

 

 

nachtungen aus dem Ausland. So weit 
einige der definitiven Ergebnisse des 
Bundesamtes für Statistik (BFS). Im Jahr 
2020 ging der grösste Anteil der Logier-
elchem Bereichen wir noch stärkere 
ignale erhoffen», sagt Lorenz Alig, 
räsident der GrCg, anlässlich der Me-
ienkonferenz in Davos. Mit dem Ma-

schaften gefördert werden. «Unsere 
Absicht ist es, das Manifest in den Re-
gionen, Gemeinden und Verbänden zu 
verbreiten und ein allgemeines Be-

Tourismus Die Parahotellerie ver-
zeichnete im durch die Covid-19-
Pandemie geprägten Jahr 2020 ins-
gesamt 14,8 Millionen Logiernächte.
ifest soll die in der Kantonsverfassung 
erankerte Gleichstellung der drei 
antonssprachen Deutsch, Italienisch 
nd Romanisch im Alltag vermehrt 
mgesetzt werden. Ausserdem soll die 
erständigung und der Austausch zwi-

chen den kantonalen Sprachgemein- www.gr3.ch

wusstsein zu schaffen, dass unsere drei 
Sprachen, unsere drei Kulturen kein 
Hindernis, sondern ein Alleinstel-
lungsmerkmal des Kantons sind», so 
Paolo Papa, Präsident der DGI. (nba)

Das «Manifest GR3» wurde am Dienstag Regierungsrat Jon Domenic Pa-
rolini übergeben.   Foto: Nicolo Bass

Bündner Migration und Emigration
Bündner Monatsblatt Das druck-
frische Bündner Monatsblatt widmet 
sich Migrations- und Emigrations-
schicksalen im 19. und beginnenden 
20. Jahrhundert. Tausende verliessen 
verarmt die Täler Graubündens, um 
sich in Übersee eine neue Lebens-
grundlage zu schaffen. Umgekehrt ka-
men viele Menschen nach Davos, um 
in der Höhe ihre Krankheit behandeln 
zu lassen. Anhand von zwei konkreten 
Beispielen, einer Auswandererfamilie 

aus dem Schams und am Beispiel des 
tuberkulosekranken Schriftstellers Kla-
bund werden diese Schicksale nach-
gezeichnet. Im abschliessenden Beitrag 
wird der Frage nachgegangen, inwie-
fern diese Überlieferungen unsere heu-
tige Tourismuskultur prägen und wel-
che Auswirkungen dies auf die lokale 
Bevölkerung heute hat. (pd)

Das Bündner Monatsblatt kann gerne bei der 
Gammeter Media AG in St. Moritz bestellt werden. 
info@gammetermedia.ch. 

Gegenüber 2019 entspricht dies einem 
Rückgang von 11,3 Prozent. Die inlän-
dische Nachfrage stieg um 3,8 Prozent 
auf 11,9 Millionen Logiernächte, der 
Anteil der Inlandsgäste lag damit bei 
80,3 Prozent. Die Logiernächtezahl der 
ausländischen Besucherinnen und Be-
sucher sank hingegen um 44,4 Prozent 
auf 2,9 Millionen. Die Gäste aus Europa 
generierten mit 2,8 Millionen Logier-
nächten den grössten Anteil an Über-

nächte in der Parahotellerie von kom-
merziell bewirtschafteten Ferienwoh-
nungen auf 48,4 Prozent zurück. Mit 
einem Jahrestotal von 7,2 Millionen Lo-
giernächten nahm die Nachfrage ge-
genüber 2019 um 1,3 Prozent ab. Mit 
4,2 Millionen Logiernächten regis-
trierten die Campingplätze im Jahr 
2020 – trotz der behördlich verordneten 
Schliessung im Frühjahr – 11,1 Prozent 
mehr Logiernächte als im Vorjahr.  (pd)
tonssprachen verfasst. Im Rahmen der 
Grossratssession in Davos wurde das 
Manifest am Dienstag an Regierungsrat 
Jon Domenic Parolini als Vorsteher des 
Erziehungs-, Kultur- und Umwelt-
schutzdepartements übergeben. Die 
beiden parlamentarischen Gruppen 
fordern eine bessere Umsetzung der 
geltenden Sprachgesetzgebung. 

Das «Manifest GR3», welches in Zu-
sammenarbeit mit den Sprachorgani-
sationen Pro Grigioni Italiano und Lia 
Rumantscha erarbeitet wurde, umfasst 
sechs Teilbereiche der öffentlichen 
Dienstleistung, in den die DGI und die 
GrCg Handlungsbedarf bei der Berück-
sichtigung des Romanischen und des 
Italienischen sehen. Die sechs Aktions-
bereiche sind: politische Mitwirkung 
und Vertretung, Justiz, Service public, 
Bildung, Information und mehr-
sprachige Identität. «Mit den sechs For-
derungen des Manifests möchten un-
sere parlamentarischen Gruppen den 
von der Regierung im aktuellen Re-
gierungsprogramm eingeschlagenen 
Weg unterstützen und aufzeigen, in 


